
 

 Anlage 2 
 

Allgemeine Nebenbestimmungen für die Zuwendung zur 
Projektförderung  
 

Die allgemeinen Nebenbestimmungen für die Zuwendungen zur Projektförderung enthalten 

Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des § 36 Verwaltungs-

verfahrensgesetz (VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Sie sind Bestandteil des 

Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
1.1. Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten 

Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu 

verwenden. 

 

1.2. Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, 

Leistungen Dritter) und die Eigenmittel des Zuwendungsempfängers sind als 

Deckungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Der Kosten- und Finanzierungsplan ist 

hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Sachausgaben innerhalb des 

Kosten- und Finanzierungsplanes sind gegenseitig deckungsfähig, sofern dadurch der 

Zuwendungszweck nicht gefährdet wird und die sparsame und wirtschaftliche 

Mittelverwendung gewährleistet ist. 

Überschreitungen bei den Personal- und Sachausgaben sind bis zu 20 v. H. des 

jeweiligen Ausgabenbereiches zulässig, wenn ein Ausgleich erfolgt. 

 

1.3. Dürfen aus Zuwendungen auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungs-

ausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungs-

empfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf die 

Zuwendung nicht für Ausgaben angefordert oder verwendet werden, die entstehen, 

weil die Eingruppierungen oder die Vergütungen der Beschäftigten1 des Zuwendungs-

empfängers höher sind als die Eingruppierungen oder die Vergütungen vergleichbarer 

städtischer Beschäftigter1 nach den tariflichen Bestimmungen wären, wenn die 

entsprechenden Aufgaben von der Stadt wahrgenommen würden. Das gleiche gilt, 

wenn Ausgaben darauf 

                                                           
1 Beschäftigte im Sinne der Richtlinie sind auch Beamte und Beamtinnen 
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1.4.  zurückzuführen sind, dass der Zuwendungsempfänger für die Aufgabenerledigung 

einen höheren Personalaufwand betreibt, als dies die Stadt tun würde.  

 

1.5. Die Zuwendung oder ein Teilbetrag darf nur insoweit und nicht eher angefordert 

werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen 

benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des 

Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Dabei ist die Verwendung bereits 

erhaltener Teilbeträge in summarischer Form mitzuteilen. Im Übrigen dürfen die 

Zuwendungen wie folgt in Anspruch genommen werden: 

 bei Anteils- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit etwaigen 

Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber oder mit vorgesehenen eigenen und 

sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers, 

 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel 

des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. 

 

1.6. Der Anspruch auf Auszahlung der Zuwendungen darf weder abgetreten noch 

verpfändet werden. 

 

2. Vergabe von Aufträgen 
Werden Baumaßnahmen jeglicher Art oder Anschaffungen/Dienstleistungen bezuschusst, so 

ist für die Beschaffung dieser Leistungen durch Dritte das öffentliche Vergaberecht (VOB/A, 

VOL/A) zu beachten. 

 

3. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Kosten- und Finanzierungsplan 

veranschlagten Gesamtausgaben für den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungs-

mittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung 

 bei Anteilsfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer 

Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des 

Zuwendungsempfängers, 

 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden 

Betrag. 

Dies gilt (mit Ausnahme der Vollfinanzierung) insbesondere, wenn sich die Gesamtausgaben 

oder die Deckungsmittel um mehr als 10 v. H. oder im Gesamtvolumen um mindestens                

500 € ändern. 

Zweckgebundene Spenden mit einem anderen als dem geförderten Zuwendungszweck 
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werden von dieser Regelung nicht erfasst. 

Sonstige Spenden und vergleichbare Einnahmen, die über den im Kosten-  und 

Finanzierungsplan hinausgehenden Betrag eingeworben werden, können im Einzelfall mit 50 

v. H. angerechnet werden. 

 

4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände 
4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt 

werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. 

Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid 

festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfügen. 

 
4.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschafften 

Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 150 € (ohne USt.) 

übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen die Stadt Eigentümer 

ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar besonders zu kennzeichnen. 

 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der Stadt anzuzeigen, wenn  

 er nach Vorlage des Kosten- und Finanzierungsplans weitere Zuwendungen für 

denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,  

 oder wenn sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine Änderung der 

Finanzierung um mehr als 10 v. H. bzw. im Gesamtvolumen um mindestens 500 € 

ergibt,   

 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung 

maßgeblichen Umstände sich ändern oder wegfallen, 

 sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der 

bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten 

nach Auszahlung verbraucht werden können, 

 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr 

entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt 

werden, 

 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird. 
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Der Zuwendungsempfänger hat das zuständige Finanzamt über 

 die Zahlungen (z. B. für Gutachter, Übersetzer, Unterrichtende, Vortragende und 

Sitzungsteilnehmern) zu unterrichten, die er aufgrund von Verträgen (z. B. Dienst- 

oder Werkverträge) zur Erfüllung des Zuwendungszwecks leistet. 

 Diese Mitteilungen können unterbleiben, wenn 

 die Leistung erkennbar im Rahmen der regelmäßigen gewerblichen oder 

freiberuflichen Haupttätigkeit des Honorarempfängers erbracht wird oder  

 die an eine Person auszuzahlenden Beträge im Einzelfall weniger als 50 € und im 

Kalenderjahr weniger als 150 € betragen. 

Die Mitteilungen sind für jeden Honorarempfänger getrennt zu fertigen, sie können für ein 

Kalenderjahr gesammelt übersandt werden. 

 

6 Nachweis der Verwendung 
6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des 

Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des 6. auf den Bewilligungszeitraum 

folgenden Monats, der Stadt nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Ist der 

Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier 

Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen Beträge 

ein Zwischennachweis zu führen. 

 

6.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 

Nachweis. In begründeten Fällen kann auf die Vorlage eines Sachberichtes verzichtet 

werden. 

 

6.3 Der Sachbericht soll aussagekräftig darstellen, ob und wie der Zuwendungszweck 

erreicht wurde. Die zuständige Dienststelle kann die Anforderungen an den 

Sachbericht, z.B. durch Abfrage bestimmter Kennzahlen, spezifizieren. Die 

Anforderungen müssen dem Zuschussempfänger rechtzeitig bekannt gegeben werden.  

 

6.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge 

und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans 

auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck 

zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) 

und Ausgaben enthalten. Sofern von der Dienststelle gefordert, müssen aus dem 

Nachweis Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung 

ersichtlich sein. 
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6.5 Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 

Umsatzsteuergesetz (UStG) hat, dürfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) 

berücksichtigt werden. 

 

6.6 Mit dem Nachweis sind auf Verlangen die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabe-

belege) über die Einzelzahlungen und die Vergabe von Aufträgen  vorzulegen. 

 

6.7 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus dem 

Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen. In dem 

Nachweis sind Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des 

Finanzierungsplans summarisch zusammenzustellen. 

 

6.8 Ein geforderter Zwischennachweis besteht aus dem Sachbericht und einem 

zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und 

Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans in zeitlicher Reihen-

folge in monatlichen Summen aufzuführen sind. 

 

6.9 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, 

die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der 

Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Im 

Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass 

wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und dass die Angaben mit den 

Büchern und ggf. den Belegen übereinstimmen. 

Der Zuwendungsempfänger hat die Belege fünf Jahre nach Vorlage des 

Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen und 

anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. 

 

7 Prüfung der Verwendung 
7.1 Die Stadt – auch das Rechnungsprüfungsamt - ist berechtigt, Bücher, Belege, und 

sonstige Geschäftsunterlagen, insbesondere zu der Personalausstattung , zu den 

Eingruppierungen und zu den Vergütungen der Beschäftigten, anzufordern sowie die 

Verwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu 

lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten 

und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.  
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7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser 

der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres 

Ergebnisses zu bescheinigen. 

 

8 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides, 
Erstattung der Zuwendung und Verzinsung 

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach 

Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49 VwVfG) – sofern nicht spezialgesetzlich – 

geregelt unwirksam ist oder zurückgenommen oder widerrufen wird. 

Dies gilt insbesondere, wenn 

 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung der 

Ausgaben oder Änderung der Finanzierung), 

 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 

 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet 

wird. 

 

8.2 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, soweit 

der Zuwendungsempfänger 

 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet 

oder 

 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den 

vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie 

Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachkommt. 

 

8.3 Der Erstattungsanspruch ist mit 5 v. H. über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 

BGB jährlich zu verzinsen. 

 

8.4 Werden Zahlungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des 

Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht 

zurückgenommen oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur 

zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von 5 v. H. über dem 

Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit 

eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder 

vorrangig einzusetzen sind (§ 49a Abs. 4 VwVfG). 

Eine alsbaldige Verwendung der Mittel liegt im Anforderungsverfahren jedenfalls nicht 

vor, wenn die Mittel nach Ablauf von mehr als zwei Monaten nach Auszahlung für 

fällige Zahlungen verbraucht werden. 

27


